Kanton Bern
Canton de Berne

7

Aufsichtskonzept

Bearbeitungsdatum  16. Juni 2022

Version 1.0
Dokument Status fertiggestellt
Klassifizierung Nicht klassifiziert

Autor/-in Ruth Rentsch



Aufsichtskonzept Rechtsform und spezialgesetzliche Grundlagen

Inhaltsverzeichnis

1 Rechtsform und spezialgesetzliche Grundlagen .........cccccoiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiecnn 3
2. Zweck und Interesse des kantonalen Engagements ...........ccccceevviiiiiiiiine e, 3
3. Finanzielle Bedeutung fUr den Kanton ..o 3
4. Gesetzlich vorgesehenes AufSichtSorgan ..........cccccevviiiiiiiiiiiic e, 4
5. Kantonsvertretung im strategischen Fihrungsorgan ............ccccoviiiiiiiiiniinens 4
6. Vertretung des Kantons an der Generalversammlung..........cccccoocviiiiiiiiniineennn, 4
7. Vermeidung von RoOIENKONTIIKEEN ......ueiiiiiii e 4
8. AUFGAD BN .. 5
8.1 Gesetzlich festgelegte Aufgaben des Regierungsrates............ccccoovviiiiiiiieiiiine i, 5
82 Weitere vom Regierungsrat wahrgenommene Aufgaben ...........cccccocieeiiiieiiiineenn, 5
83 Aufgaben der zustéandigen Fachdirektion ............cccccovviiiiiiiiiiiic 5
84 Aufgaben des GroSSEN RALES ........ccccviiiiiiiiiiiiie et 5
85 Aufgaben der FINanzZKONTrOll .........cccviiiiiiiiiiiic e 6
9. BeriCNEEIrSTATUNG «oieiiiiieei e e e et eee e 6
91 [RY=T 010 11T F OO PPPR S PTTPPPPRP 6
9.2 Festlegung von Kennzahlen und Grenzwerten fir die Ampelsteuerung des

jahrlichen standardisierten REPOItiNGS ......ccvuviiiieiiiiiiiiie e e 7
10. Begriindung allfalliger Abweichungen zu den vorliegenden Richtlinien............. 7
11. DOKUMENT-ProtOKOI .......viiiiiiie e 8

Allgemeine Informationen zum Aufsichtskonzept

In den Aufsichtskonzepten wird dem Regierungsrat sowie dem Grossen Rat transparent gemacht, wie
die Aufsicht gegeniber den jeweiligen Organisationen wahrgenommen wird. Die Aufsichtskonzepte ha-
ben einen standardisierten Aufbau mit festgelegten Komponenten. Die inhaltlichen Ausfiihrungen zu den
einzelnen Komponenten kdnnen situationsbezogen auf die einzelnen Trager 6ffentlicher Aufgaben ange-
passt werden. Auf die gesetzlich ausfiihrlich geregelte Datenschutzaufsicht ist in den Aufsichtskonzepten
héchstens deklaratorisch hinzuweisen.

In den Public Corporate Governance-Richtlinien des Kantons Bern (PCG-Richtlinien Kanton Bern) wird
der Zweck eines Aufsichtskonzepts aufgezeigt sowie festgelegt, fur welche Trager offentlicher Aufgaben
ein Aufsichtskonzept Pflicht ist:

Ziffer 10.1 In den Aufsichtskonzepten wird festgelegt, wie die Flhrung, die Steuerung und die Aufsicht
betreffend die einzelnen Trager 6ffentlicher Aufgaben durch die kantonalen Organe wahrge-
nommen wird.

Ziffer 10.2: Der Regierungsrat erlasst fur die Trager offentlicher Aufgaben des ersten Kreises ein
Aufsichtskonzept.

Ziffer 10.3: Die zustandige Fachdirektion erlasst fir die Trager offentlicher Aufgaben des zweiten
Kreises ein Aufsichtskonzept.

Ziffer 10.4: Die zustandige Fachdirektion kann fur die Trager 6ffentlicher Aufgaben des dritten
Kreises bei Bedarf ein Aufsichtskonzept erlassen.

Weitere Hinweise zur Erarbeitung des Aufsichtskonzepts sind in der Ziffer 10 der PCG-Richtlinien des
Kantons Bern ersichtlich.
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Aufsichtskonzept Rechtsform und spezialgesetzliche Grundlagen

1 Rechtsform und spezialgesetzliche Grundlagen

Das Freilichtmuseum Ballenberg ist als Stiftung Ballenberg - Freilichtmuseum der Schweiz seit dem
23. August 1968 im Handelsregister eingetragen

2. Zweck und Interesse des kantonalen Engagements?

Der Kanton Bern wird dank hervorragenden kulturellen Angeboten national und international wahrge-
nommen. Er ermdglicht den Erhalt und die Entwicklung bedeutender Kulturinstitutionen. Die Ausstrah-
lung bedeutender Kulturinstitutionen Uber die Kantons- und Landesgrenzen hinaus tragt einerseits zur
Sichtbarkeit des Kantons und seiner herausragenden Kulturproduktionen bei. Andererseits ist die kultu-
relle Ausstrahlung fur die Standortattraktivitat und Lebensqualitat vor Ort relevant. Zudem ist kulturelle
Ausstrahlung im heute hart umkampften Kulturmarkt die notwendige Grundlage, um international Her-
ausragendes wiederum im Kanton prasentieren zu kénnen.

Der Regierungsrat hat sich im Dezember 2017 anl&sslich der Uberarbeitung der Kantonalen Kulturstrate-
gie und seiner damit verbundenen strategischen Auseinandersetzung mit der Kulturpolitik des Kantons
Bern daflir ausgesprochen, dass das heutige Angebot an kulturellen Institutionen auch in Zukunft breit
und regional verankert sein soll. Qualitat, Vielfalt und regionale Verteilung der Institutionen leisten dabei
einen entscheidenden Beitrag an den ,Kulturkanton Bern® und sind ein wichtiger Trumpf im Standortwett-
bewerb.

Das Freilichtmuseum Ballenberg hat in der Schweiz ein einmaliges Angebot im Sinne eines USPs (uni-
gue selling proposition: Alleinstellungsmerkmal), sein sehr zahlreiches Publikum ist zu einem wesentli-
chen Teil national und international, seine Rezeption ist national und international.

Uber 100 Wohn- und Wirtschaftsbauten aus der ganzen Schweiz sind im Freilichtmuseum Ballenberg zu
sehen. Sie veranschaulichen als architektonische und sozialgeschichtliche Zeugen das Alltagsleben und
die landliche Kultur vergangener Zeiten. Das Freilichtmuseum ist nicht nur eine bedeutende kulturelle,
wissenschaftliche und touristische Institution, die jahrlich ca. 200’000 Besucherinnen und Besucher an-
zieht. Mit nahezu 200 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die das Museum saisonal beschéftigt, gehort es
auch zu den bedeutendsten Arbeitgebern in der Region.

3. Finanzielle Bedeutung fir den Kanton

Gemass Artikel 17 des kantonalen Kulturférderungsgesetzes vom 12. Juni 2012 (KKFG) leistet der Kan-
ton unabhéangig von einer finanziellen Beteiligung der Gemeinden Betriebsbeitrage an Kulturinstitutionen
von mindestens nationaler Bedeutung und mit einem fir die Schweiz einzigartigen Angebot. Zu diesen
Institutionen gehdrt das Freilichtmuseum Ballenberg (Art. 3 Bst. ¢ der Kantonalen Kulturférderungsver-
ordnung KKFV vom 13. November 2013).

Gemass dem mit RRB 79/2022 genehmigten Leistungsvertrag fir die Jahre 2022 bis 2023 leistet der
Kanton jahrlich wiederkehrende Betriebsbeitrage (Staatsbeitrdge) in der Hohe von CHF 1'225’000.

*Nur wenn nicht bereits in der Eignerstrategie beschrieben.
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Aufsichtskonzept Gesetzlich vorgesehenes Aufsichtsorgan

4. Gesetzlich vorgesehenes Aufsichtsorgan

Politische Aufsicht durch den Regierungsrat und Oberaufsicht durch den Grossen Rat gemass Ziffern 7.2
und 7.3 der PCG-Richtlinien. Technische Fachaufsicht durch Bernische BVG- und Stiftungsaufsicht
(BBSA).

5. Kantonsvertretung im strategischen Fihrungsorgan

Gemass Artikel 20 KKFV ist der Regierungsrat zustandig fur die Ernennung der Vertretung des Kantons
in das Leitungsorgan der Stiftung Ballenberg — Schweizerisches Freilichtmuseum fur l&ndliche Kultur.
Gemass Artikel 7 der Statuten ist der Kanton mit einer Person im sieben bis 13-kdpfigen Stiftungsrat, der
die Geschéfte des Freilichtmuseum Ballenberg fuhrt, vertreten.

Die Aufgaben der Kantonsvertretung sind die Folgenden:

— Einholen von Instruktionen beim Amt flr Kultur beziehungsweise bei der Bildungs- und Kulturdirekto-
rin bei besonders wichtigen Geschéften

— Ruckmeldung geben bei wichtigen Ereignissen oder besonderen Vorkommnissen

— Achten der Autonomie und der kiinstlerischen Freiheit der Institution

Die Verbindung in das Amt fir Kultur und die Bildungs- und Kulturdirektion wird dadurch sichergestellt,
dass zusatzlich zum Einsitz des Vorstehers des Amtes fur Kultur in den Stiftungsrat regelmassig ein Aus-
tausch mit dem Stiftungsratsprasidenten und der Bildungs- und Kulturdirektorin durchgefihrt wird.

Bei der Selektion von Kantonsvertreterinnen oder -vertretern werden geeignete Kandidatinnen und Kan-
didaten in Absprache zwischen der Bildungs- und Kulturdirektorin und dem Amt fur Kultur aufgefordert,
eine Selbstbeurteilung der im Anforderungsprofil aufgefiihrten Punkte vorzunehmen. Der Regierungsrat
wird zu einem frithen Zeitpunkt in den Nominierungsprozess einbezogen und wahlt die Vertreterinnen
und Vertreter des Kantons.

Die zeitliche Belastung fir die Teilnahme an den ordentlichen Sitzungen des Stiftungsrates mit der jewei-
ligen Vorbereitungszeit betragt rund 50 Stunden jahrlich.

Fir die Teilnahme an den Sitzungen wird keine Entschadigung durch den Kanton entrichtet. Ist die Ver-
treterin oder Vertreter gleichzeitig Kantonsmitarbeiterin oder -mitarbeiter, wird diese Zeit als Arbeitszeit
angerechnet Dem Prasidium und Vizeprasidium fliesst eine Entschéadigung gemass den Bestimmungen
der Institution zu.

6. Vertretung des Kantons an der Generalversammlung

Es finden keine Generalversammlungen statt.

7. Vermeidung von Rollenkonflikten

Um Rollenkonflikte bei Kantonsmitarbeitenden zu vermeiden, werden folgende Grundsatze befolgt:
Mitarbeitende, die fir den Kanton Einsitz in den Stiftungsrat nehmen, betreuen nicht gleichzeitig die ad-
ministrativen Dossiers der kulturellen Institution. Die Erstellung des Leistungsvertrags und die Beurtei-
lung der Controllingunterlagen wird von denjenigen Mitarbeitenden wahrgenommen, die fir die Dossier-
fihrung verantwortlich sind. Am Spitzengespréach, welches einmal pro Leistungsvertragsperiode durch-
gefuhrt wird, nehmen von Seiten Verwaltung die Bildungs- und Kulturdirektorin, der Amtsvorsteher und
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Aufsichtskonzept Aufgaben

die Abteilungsvorsteherin teil. Damit ergeben sich neben der Rollenentflechtung weitere positive As-
pekte: die Verteilung des Know-hows auf mehrere Personen sowie eine nach Fahigkeiten und Interessen
passende Zuordnung der Kantonsvertretung zur Institution.

8. Aufgaben

8.1 Gesetzlich festgelegte Aufgaben des Regierungsrates

Dem Regierungsrat kommen folgende gesetzlich festgelegte Aufgaben zu:

— Politische Aufsicht

— Ernennung der Kantonsvertreterinnen und Kantonsvertreter

— Bezeichnung der Kulturinstitutionen von mindestens nationaler Bedeutung und mit einem fir die
Schweiz einzigartigen Angebot

— Bezeichnung des Mindestinhalts der Leistungsvertrage

— Zustimmung zum Leistungsvertrag und Bewilligung der damit verbundenen Ausgaben

8.2 Weitere vom Regierungsrat wahrgenommene Aufgaben
Keine.
8.3 Aufgaben der zustédndigen Fachdirektion

Die Bildungs- und Kulturdirektion nimmt folgende Aufgaben wahr:

— betreut die Dossiers des Freilichtmuseums Ballenberg

— erstellt ein spezifisches Anforderungsprofil fir Mitglieder des Stiftungsrates

— Dbereitet die Selektion moglicher Mitglieder in den Stiftungsrat vor

— ist Ansprechstelle fir die Kantonsvertretung

— beurteilt regelméssig die Risiken und nimmt eine Standortbestimmung vor

— arbeitet bei Projekten von strategischer Bedeutung mit

— achtet auf eine Gleichbehandlung der Kulturinstitutionen mit Anrecht auf kantonale Betriebsbeitrage
stellt die Zahlung der Beitrage gemass dem Leistungsvertrag sicher und nimmt das Controlling und
Reporting wahr

— bereitet die Spitzengesprache vor und nimmt daran teil

— stellt Antrag an den Regierungsrat bei besonderen Vorkommnissen

Die Bildungs- und Kulturdirektion bereitet bei folgenden Geschaften die Beschlussfassung durch den Re-

gierungsrat vor:

— Kantonale Kulturférderungsverordnung

— Leistungsvertrag und Bewilligung der damit verbundenen Ausgaben

— Investitionsbeitrdge und Beitrage an bauliche Vorhaben, die nicht in den Betriebsbeitrdgen enthalten
sind

— Ernennung der Kantonsvertreterinnen und Kantonsvertreter in den Stiftungsrat

84 Aufgaben des Grossen Rates

Gemass Ziffer 7.2 der PCG-Richtlinien bt der Grosse Rat zwecks politischer Kontrolle der Staatstétig-
keit die Oberaufsicht aus.
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Aufsichtskonzept Berichterstattung

85 Aufgaben der Finanzkontrolle

Gemass Ziffer 7.3 der PCG-Richtlinien Uberpriift die Finanzkontrolle, ob die Aufsichts- und Controlling-
aufgaben durch die zustandigen kantonalen Stellen wahrgenommen werden.Die Kontrolle ist gegenuber
der Aufsicht des Regierungsrates und der Direktionen subsidiar.

9. Berichterstattung

9.1 Reporting

Der Leistungsvertrag bildet die Grundlage fir das jahrliche Controlling/Reporting. Der Leistungsvertrag
fur das Freilichtmuseum Ballenberg fir die Jahre 2022 bis Ende 2023 wurde am 2. Februar 2022

(RRB 79/2022) vom Regierungsrat verabschiedet. Das Controlling ist im Leistungsvertrag wie folgt gere-
gelt:

1. Berichterstattung

Die Stiftung unterbreitet dem Beitraggeber bis spatestens 30. Juni des Folgejahres

— den Jahresbericht des Vorjahres;

— die von der statutarischen Revisionsstelle geprifte Jahresrechnung, die sich aus der Bilanz, der Er-
folgsrechnung und dem Anhang zusammensetzt (per 31. Dezember des Vorjahres) samt Revisions-
bericht sowie allfallige weitere Berichte der Revisionsstelle;

— das Budget (in Struktur der Erfolgsrechnung) fir das laufende Jahr sowie die Planerfolgsrechnung
fur das nachfolgende Jahr;

— die Angaben zu den an die Mitglieder der Geschaftsleitung und des Stiftungsrates entrichteten Ver-
gutungen (Vergitungsbericht);

— das ausgefullte Reporting-Blatt gemass Anhang 1 des Leistungsvertrags mit Begriindung von allfalli-
gen Abweichungen des Ist-Wertes vom Soll-Wert.

2. Reporting-Gesprach

Spéatestens drei Monate nach Eingabe der Berichterstattung findet ein Reporting-Gesprach statt. Am Ge-
sprach nehmen mindestens zwei Vertreter/innen der Stiftung sowie in der Regel mindestens zwei Vertre-
ter/innen des Beitraggebers teil. Im Gesprach werden neben der Leistungserfillung auch der Vergu-
tungsbericht thematisiert. Die Vertretung der Stiftung Ballenberg - Freilichtmuseum der Schweiz wird auf
die Leitsatze zur Vergiutung der operativen und strategischen Filhrungsorgane geméass der PCG-Richtli-
nien Kanton Bern hingewiesen. Organisation und Durchfiihrung dieses Gesprachs erfolgt durch den Bei-
traggeber.

3. Spitzengespréch

Im zweiten Jahr der Leistungsvertragsperiode findet bei Bedarf ein Spitzengesprach zur strategischen
Ausrichtung der Stiftung statt. Am Gespréach nehmen Vertretungen der Stiftung (Prasidium / operative
Leitung) und des Beitraggebers (Spitze der kantonalen Bildungs- und Kulturdirektion / des Amtes fir Kul-
tur) teil. Organisation und Durchfiihrung dieses Gesprachs erfolgt durch den Beitraggeber.

Das Reporting zuhanden des Regierungsrates erfolgt im Rahmen des jahrlichen standardisierten Report-
ings gemass den PCG-Richtlinien Kanton Bern zusammen mit den Ubrigen Beteiligungen und Institutio-
nen. Mittels eines standardisierten Reporting-Schemas werden die wesentlichen Informationen verdichtet
dargestellt. Sollte sich unterjahrig ein ausserordentliches Vorkommnis ereignen, wird der Regierungsrat
direkt und ohne zeitlichen Verzug informiert.
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Aufsichtskonzept Begriindung allfalliger Abweichungen zu den vorliegenden
Richtlinien

9.2 Festlegung von Kennzahlen und Grenzwerten fir die Ampelsteuerung des jahrlichen
standardisierten Reportings

Die Bildungs- und Kulturdirektion nimmt im Rahmen des jahrlichen standardisierten Reportings eine Ge-
samtbeurteilung der Situation des Freilichtmuseums Ballenberg vor und visualisiert diese mit einer Ampel
(gruin, gelb, rot).

Die Grundlage des Reportings bilden die im Leistungsvertrag festgelegten Leistungen. Fur diese sind
zum Teil Indikatoren und Sollwerte definiert, die jahrlich bewertet werden. Sollten Abweichungen der de-
finierten Sollwerte von mehr als 20 Prozent auftreten oder wird das Erzielen eines ausgeglichenen Rech-
nungsergebnisses Uber den Zeitraum der Vertragsperiode als unrealistisch beurteilt, wird ein Farbwech-
sel in der Ampel ausgeldst. Damit werden ein Handlungsbedarf signalisiert sowie das Ergreifen von Mas-
shahmen ausgeldst.

Gestitzt auf den Leistungsvertrag werden insbesondere die folgenden Indikatoren und Sollwerte beriick-
sichtigt:

— Anzahl Besucherinnen und Besucher: 200°000

Kostendeckungsgrad I: 80 % (ohne Kantonsbeitrage)

Kostendeckungsgrad Il: 70 % (ohne Beitrage 6ffentliche Hand)

Ausgeglichenes Rechnungsergebnis

10. Begrindung allfalliger Abweichungen zu den vorliegenden Richtlinien

Gestitzt auf Ziffer 3.2 der PCG-Richtlinien wird von diesen wie folgt und aus folgendem Grund abgewi-
chen:

Die wesentlichen Elemente, die eine Eignerstrategie gemass Ziffer 9.4 der Richtlinien enthalten muss,
sind im Leistungsvertrag des Regierungsrates mit der Stiftung Ballenberg — Freilichtmuseum der
Schweiz enthalten. Es wird auf die Erstellung einer Eignerstrategie gemass Ziffer 9 der PCG-Richtlinien
verzichtet.
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11. Dokument-Protokoll
Autor/-in Ruth Rentsch

Anderungskontrolle

Version Name

Dokument-Protokoll

Datum

Bemerkungen

0.1-0.3 Ruth Rentsch, AK

29. Marz 2022

Erstellt auf Basis des bisherigen Auf-
sichtskonzept und aktualisiert gem. ak-
tuellen Leistungsvertrag

Prifung

Version Name Datum Bemerkungen

0.4 Lukas Tinguely, AK 8. April 2022 Ergénzungen, Prézisierungen und re-
daktionelle Anpassungen

0.5 Anne Jéggi, AK / Sybille Birrer, AK 11. April 2022 Keine

0.6 Hans Ulrich Glarner, AK 27. April 2022 Keine

0.7-0.14 Ruth Rentsch, AK 2. Juni 2022 Anderungen akzeptiert

0.15 Benjamin Adler, GS 15. Juni 2022 Redaktionelle Anpassungen

0.16 Ruth Rentsch, AK 29. Juni 2022 Anderungen akzeptiert, Uberarbei-
tungsmodus beendet

Freigabe

Version Name Datum Bemerkungen

1.0 RR Christine Hasler 16. Juni 2022 Freigabe

8/8



	1. Rechtsform und spezialgesetzliche Grundlagen
	2. Zweck und Interesse des kantonalen Engagements
	3. Finanzielle Bedeutung für den Kanton
	4. Gesetzlich vorgesehenes Aufsichtsorgan
	5. Kantonsvertretung im strategischen Führungsorgan
	6. Vertretung des Kantons an der Generalversammlung
	7. Vermeidung von Rollenkonflikten
	8. Aufgaben
	8.1 Gesetzlich festgelegte Aufgaben des Regierungsrates
	8.2 Weitere vom Regierungsrat wahrgenommene Aufgaben
	8.3 Aufgaben der zuständigen Fachdirektion
	8.4 Aufgaben des Grossen Rates
	8.5 Aufgaben der Finanzkontrolle

	9. Berichterstattung
	9.1 Reporting
	9.2 Festlegung von Kennzahlen und Grenzwerten für die Ampelsteuerung des jährlichen standardisierten Reportings

	10. Begründung allfälliger Abweichungen zu den vorliegenden Richtlinien
	11. Dokument-Protokoll

